
             Kreis Heinsberg  Heinsberg, 13. Februar 2008 
Die Vorsitzende des Ausschusses  
     für Gesundheit und Soziales 
 
 
 
Mitglieder 
des Ausschusses für 
Gesundheit und Soziales 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
ich lade Sie hiermit für  
 
 Dienstag, 26. Februar 2008, 17.00 Uhr 
 
zu der 11. Sitzung des Ausschusses für Gesundheit und Soziales ein.  
Die Sitzung findet im Bildungszentrum der Caritas-Werkstatt Schierwaldenrath gGmbH in 
Heinsberg, Schützenstraße 16 statt. Parkplätze sind vor Ort in ausreichender Anzahl vorhanden. 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentliche Sitzung:  
 
1. Vorstellung der Caritas-Werkstatt Schierwaldenrath gGmbH  
 
2. Förderung der komplementären ambulanten Dienste im Kreis Heinsberg im Jahre 2008 
 
3. Förderung der Selbsthilfe- und Freiwilligenzentrums (SFZ) der Arbeitsgemeinschaft der 
 Freien Wohlfahrtspflege im Kreis Heinsberg im Jahre 2008 
 
4. Bericht der Verwaltung: 
 
 - Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 20.12.2007 zum SGB II - Verfassungs- 
    widrigkeit der ARGEn  
 
 -  Zweites Gesetz zur Straffung der Behördenstruktur in Nordrhein-Westfalen vom  
               30.10.2007 - Kommunalisierung der Aufgaben der Versorgungsämter 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Edith Schaaf 
 
 
 



 Erläuterungen  
 
 zur Tagesordnung der 11. Sitzung des Ausschusses für 
  
 Gesundheit und Soziales am 26. Februar 2008 
 
                                                                                                                                                         
 
Öffentliche Sitzung: 
 
 
Tagesordnungspunkt 1: 
 
Vorstellung der Caritas-Werkstatt Schierwaldenrath gGmbH 
 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Gesundheit und Soziales 26.02.2008 

Kreisausschuss  06.03.2008 

 
 
Der Leiter der Einrichtung, Herr Ohlenforst, wird das Angebot und die Einrichtung darstellen und 
mögliche Fragen der Ausschussmitglieder beantworten.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 Erläuterungen  
 
 zur Tagesordnung der 11. Sitzung des Ausschusses für 
  
 Gesundheit und Soziales am 26. Februar 2008 
 
                                                                                                                                                         
 
Öffentliche Sitzung: 
 
 
Tagesordnungspunkt 2: 
 
Förderung der komplementären ambulanten Dienste der Träger der Freien 
Wohlfahrtspflege im Kreis Heinsberg im Jahre 2008 
 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Gesundheit und Soziales 26.02.2008 

Kreisausschuss 06.03.2008 

 
Die Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege im Kreis Heinsberg hat mit der als Anlage 
1 beigefügten Ablichtung des Schreibens vom 09.02.2008 einen Zuschuss in Höhe von  
57.260,00 € für das Haushaltsjahr 2008 zur Durchführung der komplementären ambulanten 
Dienste beantragt. Der Ausschuss hat sich in der Vergangenheit wiederholt mit der Förderung der 
komplementären Dienste - zuletzt in seiner Sitzung am 28.02.2007 - beschäftigt und für das Jahr 
2007 einen Zuschuss in Höhe von 65.440,00 € empfohlen, der vom Kreisausschuss am            
22.03.2007 beschlossen wurde.  
 
Wie in den Sitzungen der Vorjahre weist die Verwaltung auch jetzt darauf hin, dass es sich bei 
der Förderung der komplementären ambulanten Dienste um eine freiwillige Leistung des Kreises 
Heinsberg handelt. Die Kreise sind zwar nach § 14 Landespflegegesetz NW für die zur 
Umsetzung des Vorranges der häuslichen Versorgung erforderlichen komplementären 
ambulanten Dienste verantwortlich, daraus lässt sich jedoch ein Rechtsanspruch auf finanzielle 
Zuwendungen gegenüber den Kreisen und kreisfreien Städten nicht ableiten. Das Land fördert  
die komplementären ambulanten Dienste seit Jahren nicht mehr.  
 
Die von den Trägern der Freien Wohlfahrtspflege angebotenen komplementären ambulanten 
Dienste beinhalten psychosoziale Hilfen, hauswirtschaftliche Hilfen, individuelle 
Schwerstbehinderten-Betreuung (ISD), Hausnotrufdienste sowie Mittagstisch für Senioren. Wie 
bereits in den vergangenen Jahren ausgeführt, wird nach Ansicht der Verwaltung durch die 
komplementären ambulanten Dienste ein wichtiger Beitrag für die ortsnahe gesundheitliche und 
soziale Versorgung der Bürgerinnen und Bürger des Kreises Heinsberg geleistet. Die 
angebotenen Hilfen, für die seitens der Pflegeversicherung keine bzw. keine ausreichenden Mittel 
zur Verfügung gestellt werden, tragen dazu bei, Pflegenden die Pflege zu erleichtern, die 
Pflegebereitschaft aufrechtzuerhalten und kranken und behinderten Menschen einen möglichst 
langen Verbleib in ihrer gewohnten Umgebung zu ermöglichen.                                              
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Die komplementären ambulanten Dienste tragen insofern dazu bei, dem in § 1 des 
Landespflegegesetzes normierten Grundsatz des Vorranges der häuslichen Versorgung in der 
Praxis auch gerecht zu werden.  
 
Die Bedeutung der komplementären ambulanten Dienste nimmt nach Überzeugung der 
Verwaltung insbesondere angesichts der demographischen Entwicklung des Kreises Heinsberg 
zu. Eine vom Kreis im Jahre 2006 in Auftrag gegebene Studie zur demographischen Entwicklung 
hat ergeben, dass auch im Kreis Heinsberg die Zahl der älteren Menschen bei weiter steigender 
Lebenserwartung kontinuierlich anwächst. Nach dem Ergebnis der Studie wird sich die Zahl der 
über 60-Jährigen von 2005 bis zum Jahre 2020 von 58.518 auf 70.503 und die der 80-Jährigen 
und Älteren von 9.796 auf 12.294 erhöhen. Der prognostizierte Anstieg in der Altersgruppe 60 
und älter gilt als gewichtiges Indiz für den demographisch bedingten quantitativen Anstieg des 
Pflegebedürftigkeitsrisikos.  
 
Die dem Schreiben der Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege im Kreis Heinsberg 
beigefügten Übersichten zeigen, dass sich die Wohlfahrtsverbände in erheblichem Maße an den 
Gesamtpersonal- und -sachkosten beteiligen. Der beantragte Zuschuss von 57.260,00 €   
entspricht etwa einem Fünftel der Gesamtkosten. Gefördert werden sollen nicht die einzelnen 
Leistungsstunden bzw. Betreuungseinsätze, da diese in etwa durch die Kranken- und 
Pflegekassen und Entgelte der Leistungsempfänger gedeckt sind, es sollen vielmehr 
ausschließlich die nicht refinanzierbaren Personal- und Sachkosten für die Koordination und 
Leitung der hauswirtschaftlichen Hilfen sowie die unentgeltliche psychosoziale Beratung 
bezuschusst werden.  
 
Wie den Erläuterungen zu Einzelplan 4, Seite 226, im Haushaltsplan des Kreises für das Jahr 
2008 zu entnehmen ist, wird der Zuschuss des Kreises auch in diesem Jahr durch eine Spende der 
Kreissparkasse Heinsberg kompensiert.  
 
Die Bundesregierung plant bekanntlich derzeit eine Reform der Pflegeversicherung. Der Entwurf 
eines Pflege-Weiterentwicklungsgesetzes liegt vor. Besonders kommunalrelevant ist die 
Schaffung von so genannten Pflegestützpunkten, mit denen u. a. der Auf- und Ausbau 
wohnortnaher Versorgungsstrukturen gestärkt werden soll. Das Vorhaben der Bundesregierung 
könnte auch Auswirkungen auf die komplementären ambulanten Dienste haben. Sobald die 
endgültige Fassung des Gesetzes vorliegt, ist daher die zukünftige Förderung der 
komplementären und ambulanten Dienste grundsätzlich neu zu überdenken. Mit dem In-Kraft-
Treten ist jedoch nicht vor dem 01.07.2008 zu rechnen. Darüber hinaus wird der Aufbau der 
Pflegestützpunkte vor dem Jahresende kaum zu realisieren sein, so dass gegen eine Förderung  
der komplementären und ambulanten Dienste im Jahre 2008 aus der Sicht der Verwaltung keine 
Bedenken bestehen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung schlägt dem Ausschuss für Gesundheit und Soziales vor, dem Kreisausschuss zu 
empfehlen, der Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege im Kreis Heinsberg einen 
Zuschuss für das Jahr 2008 in Höhe von 57.260,00 € für die Durchführung der nach § 14 
Landespflegegesetz NW erforderlichen komplementären ambulanten Dienste zu bewilligen.  
 









Erläuterungen 
 

zur Tagesordnung der 11. Sitzung des Ausschusses für  
 

Gesundheit und Soziales am 26. Februar 2008 
 

 
 
Öffentliche Sitzung: 
 
Tagesordnungspunkt  3: 
 
Förderung des Selbsthilfe- und Freiwilligenzentrums (SFZ) der Arbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege im Kreis Heinsberg im Jahre 2008 
 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Gesundheit und Soziales 26.02.2008 

Kreisausschuss  06.03.2008 

 
 
Mit Schreiben vom 20.09.2007 beantragt die Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspfle-
ge im Kreis Heinsberg für das Jahr 2008 zur Förderung des Selbsthilfezentrums (SFZ) in 
Heinsberg einen kommunalen Zuschuss in Höhe von 20.000,00 €. Darüber hinaus wird sei-
tens der Arbeitsgemeinschaft mit Schreiben vom 07.02.2008 ein weiterer Kreiszuschuss für 
den im SFZ integrierten Fachbereich „Bürgerschaftliches Engagement (Freiwilligenarbeit)“ 
ebenfalls in Höhe von 20.000,00 € beantragt. Ablichtungen der vorgenannten Anträge sind als 
Anlagen 1 und 2 der Einladung zur Ausschusssitzung beigefügt.  
 
1.  Antrag über die Gewährung eines Kreiszuschusses zur Förderung des SFZ (Selbst- 
     hilfearbeit) 
 
Der Ausschuss für Gesundheit und Soziales hat sich zuletzt in seiner Sitzung am 28.02.2007 
mit dem Selbsthilfe- und Freiwilligenzentrum in Heinsberg befasst (TOP 3 der Niederschrift). 
In der letztjährigen Ausschusssitzung sprach sich der Fachausschuss nach eingehender Bera-
tung der Förderung der Einrichtung durch den Kreis durch einstimmigen Beschluss dafür aus, 
die Arbeit des Selbsthilfezentrums durch eine finanzielle Beteiligung am Gesamtbudget zu 
unterstützen. Auf Empfehlung des Ausschusses für Gesundheit und Soziales stimmte darauf-
hin der Kreisausschuss in seiner Sitzung am 22.03.2007 der beantragten Zuschussgewährung 
für das Selbsthilfezentrum in Höhe von 20.000,00 € zu (TOP 9 der Niederschrift).  
 
Zur Organisationsstruktur des Selbsthilfe- und Freiwilligenzentrums (SFZ) ist anzumerken, 
dass sich dieses in zwei Bereiche gliedert. Der Fachbereich Selbsthilfe arbeitet als professio-
nelle Selbsthilfekontakt- und Koordinierungsstelle und bietet insbesondere Leistungen an 
wie  

o Informationen über Selbsthilfe und Selbsthilfegruppen im Kreis, 
o Kontaktvermittlung zu bestehenden Selbsthilfegruppen, 
o Beratung zu Fragen der Hilfsmöglichkeiten , 
o Hilfe bei der Neugründung von Selbsthilfegruppen.                                                   /2 
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Bei den vom Selbsthilfebereich betreuten Gruppen handelt es sich in erster Linie um freiwilli-
ge Zusammenschlüsse, deren Aktivitäten sich auf die gemeinsame Bewältigung von Krank-
heiten bzw. psychischen Problemen richtet, von denen die Mitglieder selbst oder als Angehö-
rige betroffen sind. In Abgrenzung zum Selbsthilfezentrum werden durch den Fachbereich 
Bürgerschaftliches Engagement (Freiwilligenarbeit) ehrenamtsuchende Bürgerinnen und Bür-
ger über mögliche Tätigkeitsfelder informiert sowie ihrem Einsatzwunsch entsprechend um-
fänglich beraten und vermittelt. 
 
Die umfangreichen Aktivitäten des SFZ, vorrangig die Unterstützung von Gruppen im Hin-
blick auf Aufbau, Organisation von Räumlichkeiten sowie Generierung von Informations-
quellen, belegen die vorgelegten Jahresberichte. Der Jahresbericht des SFZ über die Aktivitä-
ten im Jahre 2007 ist in Vorbereitung. In der Ausschusssitzung wird dieser als Tischvorlage 
den Mitgliedern des Ausschusses ausgehändigt werden können. 
 
Aus Sicht der Verwaltung ist die Einrichtung des Selbsthilfe- und Freiwilligenzentrums eine 
wesentliche Bereicherung für die gesundheitliche Versorgung der Bürgerinnen und Bürger im 
Kreis Heinsberg. Anzumerken ist auch, dass durch das Selbsthilfezentrum nicht nur Gruppen 
unterstützt werden, die sich einem Trägerverband angeschlossen haben, sondern auch andere 
freie Gruppen, welche um Unterstützung und fachkundige Informationen beim SFZ nachfra-
gen. Neben den bereits seit Jahren arbeitenden Gruppen konnten während des Jahres 2007 
neue Selbsthilfegruppen mit den Schwerpunkten  
Früh verwitwete Menschen     (Februar 2007) 
Darmkrebs        (März 2007) 
Sexueller Missbrauch / Gewalt -Frauengruppe- (April 2007) 
Trennung / Scheidung      (Mai 2007) 
unterstützt werden. 
 
Im Rahmen seiner überwachenden Tätigkeit zu einem adäquaten Mitteleinsatz überzeugt sich 
das Gesundheitsamt vorrangig durch entsprechende Berichterstattung davon, dass das Selbst-
hilfezentrum  

o die themen- und institutionenübergreifende Selbsthilfe unterstützt, 
o den umfassenden Überblick über die im Kreisgebiet tätigen Gruppen kontinuierlich  
     vervollständigt, 
o eine umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit durchführt, 
o Einzelpersonen über Selbsthilfe und Selbsthilfegruppen informiert und in bestehende 

Selbsthilfegruppen vermittelt, 
o bestehende Selbsthilfegruppen inhaltlich und organisatorisch beratend unterstützt, 
o Öffnungszeiten an mindestens vier Wochentagen mit Zugangsmöglichkeiten für    

nachfragende Bürgerinnen / Bürger sicherstellt, 
o den Austausch mit dem landesweiten Netzwerk der Selbsthilfe-Kontaktstellen durch-

führt und 
o den Erfahrungsaustausch zwischen Selbsthilfegruppen sicherstellt. 

 
Nach diesen zur Förderung von Selbsthilfe-Kontaktstellen auf Landesebene entwickelten Kri-
terien überprüft die Verwaltung, ob das Selbsthilfezentrum seiner Aufgabenwahrnehmung 
nachgekommen ist. Wie in den Vorjahren möchte die Verwaltung an dieser Stelle zum Aus-
druck bringen, dass die an das Selbsthilfezentrum gestellten Anforderungen von diesem un-
eingeschränkt erfüllt werden.                                                                                                    
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Durch seine Arbeit hat das Selbsthilfe- und Freiwilligenzentrum wesentlich dazu beigetragen, 
dass Selbsthilfe als voll funktionsfähiges Element der gesundheitlichen Vorsorge im Kreis 
Heinsberg sich etabliert hat. 
 
Ergänzend an dieser Stelle ist anzumerken, dass das Heinsberger Selbsthilfezentrum in der 
Vergangenheit durch das Land Nordrhein-Westfalen sowie die Krankenkassenverbände im 
Rahmen der zur Förderung von Selbsthilfe-Kontaktstellen gesetzlich bereitgestellten Finanz-
mittel unterstützt worden ist. Auch für das Jahr 2008 wurde von der Arbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege im Kreis Heinsberg ein Antrag auf Gewährung von Landesmitteln 
gestellt. Hierüber hat die Bezirksregierung Köln im Rahmen der ihr zu diesem Zweck zuge-
wiesenen Landesmittel zu entscheiden. 
 
 
2.  Freiwilligenarbeit 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege im Kreis Heinsberg begründet ihren 
Antrag auf Förderung der Freiwilligenarbeit im Wesentlichen mit der durch die seit dem Jahre 
2006 entfallenen Anschubfinanzierung über die Glücksspirale in Höhe von 20.000,00 € jähr-
lich. Nachdem diese Finanzierungslücke im Jahre 2006 und 2007 durch höhere Trägeranteile, 
Sponsorengelder und Spenden geschlossen werden konnte, sei es der Trägergemeinschaft 
jedoch nicht mehr möglich, dieses umfängliche Finanzierungsrisiko zu tragen. Auf die der 
Anlage 2 beigefügte Berechnung wird verwiesen.  
 
Es trifft zu, dass die Freiwilligenarbeit in der Vergangenheit aus Kreismitteln nicht unmittel-
bar subventioniert wurde, da nach § 7 des Gesetzes über den Öffentlichen Gesundheitsdienst 
nur eine Förderung der freien Selbsthilfegruppen vorgesehen ist. Die Förderung der Freiwilli-
genarbeit würde insofern eine freiwillige Leistung des Kreises darstellen.  
Gleichwohl hat die Verwaltung in der Vergangenheit immer wieder betont, dass die Errich-
tung eines Selbsthilfezentrums, hier in Kombination mit einem Zentrum für freiwilliges En-
gagement eine wesentliche Bereicherung der Angebotsstruktur im Gesundheitswesen des 
Kreises darstellt.  
Auch der Ausschuss für Gesundheit und Soziales und der Kreisausschuss haben in den bishe-
rigen Förderempfehlungs-  bzw. -beschlüssen darauf hingewiesen, dass das SFZ eine wesent-
liche Bereicherung für die gesundheitliche Versorgung der Bürgerinnen und Bürger im Kreis 
Heinsberg darstellt und größtmögliche Synergieeffekte in der zukünftigen Wahrnehmung von 
Aufgaben im Selbsthilfebereich und bürgerlichem Engagement für die gesundheitliche Ver-
sorgung ermöglicht. Auf die als Anlage 3 beigefügte Ablichtung des Beschlusses des Kreis-
ausschusses vom 27.03.2003 wird verwiesen.  
 
Auch das vom Kreistag verabschiedete Leitbild des Kreises hebt die besondere Bedeutung 
bürgerschaftlichen Engagements, insbesondere für die Zielgruppe der „jungen Alten“ hervor.  
                                                                                                                                                   
Die Arbeitsgruppe der Gesundheits- und Pflegekonferenz im Kreis Heinsberg „Älter werden 
im Kreis Heinsberg“ hat diesen Leitgedanken aufgegriffen und in den von der Gesundheits- 
und Pflegekonferenz beschlossenen Handlungsempfehlungen zur Gesundheitsförderung und 
zur Sicherung der gesundheitlichen und sozialen Versorgung der älter werdenden Bevölke-
rung im Kreis Heinsberg als ein Generalziel beschlossen, die Möglichkeiten des sozialen En-
gagements für Senioren im Kreis Heinsberg zu aktivieren und auszubauen.  
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Um die bei vielen im Kreis Heinsberg lebenden Bürgerinnen und Bürger vorhandenen Kräfte 
und Fähigkeiten, von denen die Gesellschaft profitieren könnte, zu aktivieren und sinnvoll zu 
nutzen, bedarf es nicht zuletzt eines gut organisierten Freiwilligenmanagements. Dies wird 
zweifelsohne durch den Fachbereich „Bürgerliches Engagement“ des SFZ geleistet.  

 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass bei der in der Vergangenheit von den politischen 
Gremien des Kreises beschlossenen Bezuschussung des SFZ als einer Kombination von Frei-
willigen- und Selbsthilfearbeit von vorneherein klar war, dass die Anschubfinanzierung über 
die Glücksspirale nur für die Zeit von drei Jahren zur Verfügung stehen würde. Sollte der An-
trag auf Förderung der Freiwilligenarbeit nunmehr abgelehnt werden, würde dies praktisch 
das Ende dieses wichtigen Bausteins der gesundheitlichen und sozialen Versorgung für Bür-
gerinnen und Bürger des Kreises bedeuten. Gerade die Tatsache, dass auch im Kreis Heins-
berg die Zahl der älteren Menschen bei weiter steigender Lebenserwartung kontinuierlich 
anwächst und die schwierigen Aufgaben im Zusammenhang mit der demographischen Ent-
wicklung letztlich nur durch eine Kombination aus staatlichen Ressourcen, ergänzt durch 
Selbsthilfe- und Freiwilligenarbeit, finanziell bewältigt werden können, spricht nach Auffas-
sung der Verwaltung eindeutig für eine Bezuschussung des SFZ in der beantragten Höhe.  
 
Im Kreishaushalt 2008 steht für das SFZ bei Haushaltsstelle 1.540.7182 0 ein Betrag in Höhe 
von 20.000,00 €  zur Verfügung. 
Für die Förderung der Freiwilligenarbeit sind bei dieser Haushaltsstelle im Jahre 2008 bisher 
keine Mittel vorgesehen. Es wird empfohlen, dem Kreisausschuss vorzuschlagen, die fehlen-
den Mittel über eine überplanmäßige Ausgabe zur Verfügung zu stellen, die über die allge-
meine Deckungsreserve finanziert wird. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass im Bereich 
der komplementären ambulanten Dienste im Jahre 2008 eine Einsparung von 8.240,00 € ein-
tritt, die zur Teilfinanzierung der Freiwilligenarbeit bereitgestellt werden kann.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung schlägt vor, der Ausschuss für Gesundheit und Soziales möge dem Kreisaus-
schuss empfehlen, der Trägergemeinschaft des SFZ  
 
1. für die Selbsthilfearbeit  im Jahre 2008 einen Zuschuss in Höhe von 20.000,00 €  
 
2. für die Freiwilligenarbeit im Jahre 2008 einen Zuschuss in Höhe von 20.000,00 €  
 
zu gewähren.  
 
 
 



















 Erläuterungen  
 
 zur Tagesordnung der 11. Sitzung des Ausschusses für 
  
 Gesundheit und Soziales am 26. Februar 2008 
 
                                                                                                                                                         
 
Öffentliche Sitzung: 
 
 
Tagesordnungspunkt 4: 
 
Bericht der Verwaltung  
 
- Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 20.12.2007 zum SGB II - Verfassungs-   
  widrigkeit der ARGEn  
 
-  Zweites Gesetz zur Straffung der Behördenstruktur in Nordrhein-Westfalen vom  
   30.10.2007 - Kommunalisierung der Aufgaben der Versorgungsämter 
 
 

Beratungsfolge Sitzungstermin 

Ausschuss für Gesundheit und Soziales 26.02.2008 

Kreisausschuss  06.03.2008 

 
 
Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 20.12.2007 zum SGB II  
 
Bekanntlich hat das Bundesverfassungsgericht mit dem Urteil vom 20.12.2007 die nach § 44 b 
SGB II gegründeten ARGEn für verfassungswidrig erklärt und eine Frist zur Änderung der 
Organisationsstruktur bis zum 31.12.2010 eingeräumt. Die Verwaltung wird über die aktuelle 
Situation berichten. 
 
 
Zweites Gesetz zur Straffung der Behördenstruktur in Nordrhein-Westfalen vom 
30.10.2007  
 
Durch das Zweite Gesetz zur Straffung der Behördenstruktur in NRW wurden die 
Versorgungsämter mit Wirkung zum 31.12.2007 aufgelöst und die Aufgaben kommunalisiert. 
Während das Soziale Entschädigungsgesetz den Landschaftsverbänden zugeordnet wurde, sind 
die Kreise und kreisfreien Städte für das Schwerbehindertenrecht und das  
Bundeselterngeldgesetz zuständig. Herr Dr. Metz und Herr Ziegler werden über die 
Arbeitsabläufe im Schwerbehindertenrecht berichten.  
 
 
 




